
Der gegenwärtige Entwicklungsstand läßt sich so charak
terisieren, daß in der nächsten Zeit mit der Festigung der 
KAPs gleichzeitig die Voraussetzungen und Bedingungen 
für den Übergang zu LPGs und VEGs Pflanzenproduktion 
geschaffen werden. Diese Voraussetzungen sind:
— die Sicherung steigender und stabiler Erträge durch 

hohe Bodenfruchtbarkeit und Ackerkultur,
— eigenverantwortliche Gestaltung des Reproduktions

prozesses,
— das Bestehen fester Kollektive von Genossenschafts

bauern und Arbeitern,
— ein politisch gefestigtes und stabiles Deitungskollek- 

tiv,
— ein hoher Reifegrad bei der Verwirklichung der genos

senschaftlichen Demokratie,
— stabile Kooperationsbeziehungen zu anderen KAPs, 

agrochemischen Zentren (ACZ), Kreisbetrieben für 
Landtechnik (KfL) und den LPGs der Tierproduktion,

— die Tätigkeit von Kooperationsräten als gemeinsame 
Leitungs- und Koordinierungsgremien der beteiligten 
Landwirtschaf tsbetriebe./6/

Im Zusammenhang mit der betrieblichen Arbeitsteilung in 
Pflanzen- und Tierproduktion — über die Bildung der 
KAPs als Übergangsform — beim Übergang zur industrie
mäßigen Produktion in der Landwirtschaft der DDR spielt 
die Herausbildung des volkswirtschaftlichen Agrar-Indu
strie-Komplexes eine große Rolle. Es handelt sich dabei 
um den Prozeß der einheitlichen Leitung und Planung der 
Zweige der Volkswirtschaft, die direkt oder indirekt an 
der landwirtschaftlichen Produktion, die den Kern dieses 
Komplexes bildet, beteiligt sind./7/
Die Herausbildung des volkswirtschaftlichen Agrar-Indu
strie-Komplexes schließt ein, daß sich auch auf betrieb
licher Ebene neue Struktureinheiten konstituieren. So ist 
es von großer Bedeutung, daß auf kooperativer Basis LPGs, 
VEGs, ACZs, KfLs sowie Meliorationsbetriebe den gesam
ten Reproduktionsprozeß der Pflanzenproduktion in ihrem 
Bereich gemeinsam gestalten./8/

Weiterentwicklung des LPG-Rechts

Mit der Vertiefung der Kooperations- und Integrations
prozesse in der Land- und Nahrungsgüterwirtschaft und 
dem Übergang zur industriemäßigen Produktion wächst 
die Rolle des Rechts. W. I. L e n i n  schrieb: „Sozialismus 
ist undenkbar... ohne planmäßige staatliche Organisation, 
die Dutzende Millionen Menschen zur strengsten Einhal
tung einer einheitlichen Norm in der Erzeugung und Ver
teilung der Produkte anhält.“/9/ Eine Grundform der Ein
wirkung des Staates auf die Wirtschaft ist die rechtliche 
Regulierung der wirtschaftlichen Tätigkeit. Das Recht als 
Leitungsmittel des sozialistischen Staates wirkt auf Grund 
seines normativen Charakters organisierend auf die Ent
wicklung des sozialistischen Eigentums und der Produktion 
ein./10/ Je komplizierter sich die gesellschaftlichen Ent
wicklungsprozesse gestalten, je mehr sich Kooperation und 
Integration vertiefen, um so hemmender können rechtliche 
Regelungen wirken, wenn sie von der gesellschaftlichen 
Praxis überholt sind.
Es ist deshalb kein Zufall, daß in den sozialistischen Län
dern im Zusammenhang mit den revolutionären Verände
rungen in der Landwirtschaft zahlreiche rechtliche Neu
regelungen erlassen wurden bzw. werden, die das Ziel 
haben zu sichern, daß die juristische Gestaltung der ge
nossenschaftlichen Verhältnisse mit dem Stand der Pro
duktionsverhältnisse und Produktivkräfte übereinstimmt. 
So trat 1969 in der UdSSR, ein neues Musterstatut des Kol-
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chos in Kraft./ll/ Mit Wirkung vom 1. Januar 1976 wurde 
in der CSSR gemeinsam mit einem Gesetz über das land
wirtschaftliche Genossenschaftswesen ein neues Muster
statut für die LPGs erlassen./12/ Der IX. Parteitag der SED 
hat beschlossen, in der DDR ein neues Musterstatut und 
eine Betriebsordnung für die LPG Pflanzenproduktion aus- 
zuarbeiten./13/
Die prinzipiell einheitlichen agrarpolitischen Ziele führen 
zu einer Annäherung der entsprechenden rechtlichen Re
gelungen in unseren Ländern und ermöglichen und erfor
dern es in zunehmendem Maße, aus rechtsvergleichenden 
Untersuchungen Schlußfolgerungen für die Vervollkomm
nung der nationalen Rechtssysteme der sozialistischen 
Länder zu ziehen.
Das Musterstatut der LPG Pflanzenproduktion, dessen Ent
wurf gegenwärtig mit dem Entwurf des Musterstatuts der 
LPG-Tierproduktion öffentlich diskutiert wird/14/, wird 
die rechtliche Struktur eines auf der Grundlage des genos
senschaftlichen Gemeineigentums beruhenden industrie
mäßig produzierenden Landwirtschaftsbetriebes regeln.
Die grundlegenden gesellschaftlichen Veränderungen seit 
der Herausbildung der LPGs erfordern es, die Richtung der 
inhaltlichen Weiterentwicklung der einzelnen Institutionen 
des LPG-Rechts zu bestimmen. Deutlich ist z. B., daß zu
nehmend planungs-, organisations- und vertragsrechtliche 
Elemente in die Rechtsarbeit in der genossenschaftlichen 
Landwirtschaft einfließen.' Die im Entwurf des Mustersta
tuts der LPG Pflanzenproduktion formulierten Rechte der 
Genossenschaftsbauern und der Arbeiter sind Ausdruck 
der Annäherung der Arbeits- und Lebensbedingungen des 
Dorfes an die der Stadt. So werden z. B. das Recht auf 
Arbeit, auf leistungsabhängige Vergütung bzw. Entlohnung 
entsprechend dem Umfang und der Qualität der Arbeit 
sowie auf bezahlten Urlaub und auf Wahrnehmung aller 
für die Genossenschaftsbauern und die Arbeiter geltenden 
sozialen Rechte fixiert.
Diese zu beobachtende Verflechtung des LPG-Rechts mit 
Normen anderer Rechtszweige bedeutet jedoch nicht, daß 
die grundlegenden Prinzipien des LPG-Rechts aufgehoben 
würden. Vielmehr ist bei der Diskussion über das Muster
statut für die LPG Pflanzenproduktion stets zu prüfen, in
wiefern einerseits industriemäßige Produktionsmethoden 
eine Weiterentwicklung des bisher geltenden Rechts for
dern, andererseits aber das Fortbestehen des genossen
schaftlichen Gemeineigentums die weitere Verankerung 
der ihm entsprechenden rechtlichen Struktur bedingt.
Ein Ergebnis derartiger Überlegungen ist z. B., daß die 
Vollversammlung auch in der LPG Pflanzenproduktion 
das höchste Organ der LPG ist. Da es aber nicht möglich 
sein wird, diese Versammlung in der Regel einmal monat
lich durchzuführen — wie dies z. B. Ziff. 33 Abs. 2 des LPG- 
Musterstatuts Typ II vorsieht —, schlägt der Entwurf des 
Musterstatuts der LPG Pflanzenproduktion vor, die Voll
versammlung mindestens viermal im Jahr durchzuführen. 
Außerdem soll es möglich sein, die Entscheidung zu Be
schlüssen in gesonderten Versammlungen der Arbeitskol
lektive nachzuholen, wenn diese Kollektive wegen Schicht
arbeit nicht an der Vollversammlung teilnehmen konnten. 
Schließlich ist vorgesehen, daß in LPGs mit großer An
zahl von Genossenschaftsbauern und Arbeitern, in denen 
die Einberufung von Vollversammlungen erschwert ist, auf 
Beschluß der Vollversammlung nach Zustimmung des Ra
tes des Kreises ausnahmsweise Delegiertenversammlungen 
durchgeführt werden können.
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